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1. Vorwort

Mit Inkraft treten des Hessischen Gesetzes über den Brandschutz, die Allgemeine Hilfe und den Katastrophenschutz (HBKG) vom 17. Dezember 1998 (GVBl.) S. 530) wurden die Städte und Gemeinden in § 3 Abs. 1 Ziffer 1 verpflichtet, in Abstimmung mit dem Landkreis eine Bedarfs- und Entwicklungsplanung zu erarbeiten und fortzuschreiben.

Seitens des Landes Hessen wurde weder eine Durchführungsverordnung noch eine Empfehlung über Art und Umfang der Bedarfs- und Entwicklungsplanung veröffentlicht. Eine solche Planung ist jedoch nur dann sinnvoll, wenn eine kreisweite Abstimmung der Städte und Gemeinden (zum Teil auch über die Kreisgrenzen hinweg) möglich ist.

Aus vorgenannten Gründen haben nachfolgend aufgeführten Vertreter der öffentlichen Feuerwehren und des Brandschutzaufsichtsdienstes einen Arbeitskreis gebildet::

Brill, Norbert                 


Amt für Brand- und Katastrophenschutz sowie

                                    


Rettungsdienst im Werra-Meißner Kreis

John, Lothar               


Freiwillige Feuerwehr Eschwege

Kristen, Gerd              


Freiwillige Feuerwehr Wanfried

Löffler, Dieter             


Freiwillige Feuerwehr Wanfried

Oetzel, Dirk                     


Freiwillige Feuerwehr Hessisch Lichtenau 

Ziel dieses Arbeitskreises war die Entwicklung einer Empfehlung an die Städte und Gemeinden über Art und Umfang der Aufstellung eines Bedarfs- und Entwicklungsplanes. Es besteht keine Verpflichtung, sich an diese Empfehlung zu halten. 

Örtliche Besonderheiten (z. B. Einführung der Neuen Steuerungsmodelle, Budgetierung, ect.) sind bei dieser Empfehlung nicht berücksichtigt und müssen bei Bedarf noch eingearbeitet werden.

2. Rechtliche Grundlagen

(in der jeweils gültigen Fassung)

· Hessisches Gesetz über den Brandschutz, die Allgemeine Hilfe und den Katastrophenschutz (HBKG)

· Feuerwehrdienstvorschriften (FwDV)

· Sonstige für die Feuerwehren gültigen und relevanten Verordnungen und Vorschriften

· Unfallverhütungsvorschriften (UVV)

· Hessische Bauordnung (HBO)

· Garagenverordnung (GaVO)

· Versammlungsstätten-Richtlinien (VSR)

· Krankenhaus-Richtlinien (KHR)

· Schulhaus-Richtlinien (SHR)

· Muster-Verkaufsstättenverordnung (MvkVO)

· Gaststättenbau-Richtlinien (GBR)

· Verordnung über brennbare Flüssigkeiten (VbF)

· Technische Regeln für brennbare Flüssigkeiten (TRbF)

· DIN 14092 Teil 1 (Stellflächen)

· Sonstige DIN-Vorschriften

· Richtlinien Fliegende Bauten (RFB)

· Technische Regeln Arbeitsblatt W 405 “Bereitstellung von Löschwasser durch die öffentliche Trinkwasserversorgung“.

 3. Die Aufgaben der Feuerwehren

3.1. Allgemeines

Die Aufgabenzuweisung obliegt der Organisationshoheit der Stadt bzw. Gemeinde.

Der Aufgabenbereich ist in § 6 HBKG festgelegt. Danach haben die Feuerwehren folgenden Aufgabenbereich:

Die Feuerwehren haben im Rahmen der geltenden Gesetze und Vorschriften die nach pflichtgemäßem Ermessen  erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um von der Allgemeinheit oder dem einzelnen die durch Brände, Explosionen, Unfälle oder anderen Notlagen, insbesondere durch schadenbringende Naturereignisse, drohenden Gefahren für Leben, Gesundheit, Umwelt oder Sachen abzuwenden (Abwehrender Brandschutz, Allgemeine Hilfe). Daneben haben die Feuerwehren Aufgaben des vorbeugenden Brandschutzes zu erfüllen, soweit ihnen diese Aufgaben durch Rechtsvorschriften übertragen werden. Sie wirken bei der Brandschutzerziehung mit. Die Feuerwehren sollen auch bei anderen Vorkommnissen Hilfe leisten, wenn die ihnen obliegenden Aufgaben dadurch nicht beeinträchtigt werden.

Lt. § 8 HBKG sollen Jugendfeuerwehren gebildet und gefördert werden, die Städten und Gemeinde sollen ihr besondere Aufmerksamkeit zuwenden. Ebenso sollen lt. § 10 HBKG Alters- und Ehrenabteilungen sowie Feuerwehrvereine gefördert werden.

Bei der Darstellung der Aufgaben der Feuerwehren werden alle Dienstleistungen – nachfolgende als Produkte bezeichnet – die die Feuerwehr für Bürgerinnen und Bürger oder für Andere erbringt in einer Aufstellung zusammengefasst.

3.2. Grundbegriffe

3.2.1 Leistung

Ein Produkt besteht immer aus einer oder mehreren Leistungen. Eine Leistung ist jedes aus der Sicht eines Kunden / einer Kundin

· in sich abgeschossene Arbeitsergebnis einer Organisationseinheit

· das zur Erfüllung einer Aufgabe erzeugt wird,

· das außerhalb dieser Organisationseinheit von einem Kunden nachgefragt wird

· unabhängig davon, ob diese Nachfrage freiwillig oder aufgrund von rechtlichen Vorgaben besteht.

Ein Kunde / Eine Kundin muss dabei nicht unbedingt ein Bürger oder eine Bürgerin sonder kann auch eine andere Organisationseinheit (z. B. ein Betrieb) sein.

Der Begriff ‚Leistung’ ist in diesem Zusammenhang weder wertend noch quantitativ. Er steht für das Arbeitsergebnis der Feuerwehr.

3.2.2 Produkt

Unter Produkt wird zunächst ganz allgemein das Arbeitsergebnis der Feuerwehrtätigkeit verstanden. Das Produkt ist die Einheit, die zur Steuerung des Handelns auf der operativen Ebene in den dezentralen Organisationseinheiten der Verwaltung dient. Damit ist ein Produkt eine einzelne Leistung oder eine Gruppe von inhaltlich ähnlichen Leistungen, die nach bestimmten Kriterien zusammengefasst werden.

Die wesentlichen Kriterien für die Zusammenfassung von Leistungen zu Produkten sind:

Sinnzusammenhang

Steuerungsorientierung

Anforderungen der Kosten- und Leistungsrechnung

3.2.3 Produktgruppen

Aus der Sicht der politisch Verantwortlichen und der Verwaltungsführung sind Produkte aufgrund ihrer Anzahl und Detailliertheit nur bedingt für Steuerungszwecke geeignet. Deshalb werden Produkte zur Produktgruppen zusammen gefasst, um so zu größeren Steuerungsgruppen zu gelangen. Jedes Produkt muss einer Produktgruppe zugeordnet sein.

3.2.4 Produktbereich
Die Feuerwehren sind ein unselbstständiger Teil der Stadt bzw. Gemeinde. Im Rahmen von Reformen und der Einführung der sog. ‚Neuen Steuerungsmodelle ist es daher sinnvoll, für den Bereich der öffentlich-rechtlichen Feuerwehren einen Produktbereich zu definieren.
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Beschreibung der einzelnen Leistungen je Produkt:

	Produktgruppe
	Produkt
	Leistungen

	Gefahrenabwehr
	Brandbekämpfung
	· Menschenrettung

· Tierrettung

· Brandbekämpfung - B1

· Brandbekämpfung - B 2

· Brandbekämpfung - B 3

	
	Allgemeine Hilfe
	· Befreiung von Personen

· Befreiung von Tieren

· Risikokategorie NBC 1-3

· Risikokategorie T 1-3

· Risikokategorie W 1-3

	
	Katastrophenabwehr
	· Brandbekämpfung und Allgemeine Hilfe - B 4 + T 4

	
	Bevölkerungsschutz
	· Warndienst

· Selbstschutz

	
	Brandsicherheitsdienst
	Bereitstellung von Sicherheitswachen  z.B.bei

· Theaterveranstaltungen

· Zirkusveranstaltungen

· Feuerwerken

· Flugveranstaltungen

· Bei Brand- und Explosionsgefahr


	Gefahrenvorbeugung
	Brandschutzerziehung/

Brandschutzaufklärung
	· Brandschutzerziehung in Kindergärten

· Und Schulen

· Aufklärung der Bevölkerung

· Brandschutztechnische Unterweisung in Betrieben

	
	Begehungen,

Stellungnahmen,

Beratungen
	· Aufschaltung von Brandmeldeanlagen

· Brandschutztechnische Begehungen von Betrieben

· Stellungnahmen zu Baumaßnahmen


	Serviceleistungen
	Aus- und Fortbildung Dritter etc.
	· Schulung von Hilfskräften anderer Organisationen sowie von Betrieben

	
	Amtshilfe
	· Ausleuchten von Unfallstellen

· Verkehrslenkende Maßnahmen

· Leichenbergung

· Tür öffnen

· Beseitigung von Öl- und Kraftstoffspuren etc.

	
	Sonstige Serviceaufgaben
	· Begleitung von Umzügen

· Unterstützung bei Sportveranstaltungen

· Parkplatzdienst bei besonderen Veranstaltungen

· Gestellung von Gerätschaften

· Technische Logistik etc.


4.
Gefährdungspotenzial

Hinweis: Tabellen als Anlage
4.1  
Die Gemeinde/Stadt
4.1.1   Größe, Einwohner (geordnet je Stadt/-teil und insgesamt)

· Flächen in qkm

· max. Ausdehnungen Stadt (Ost-West, Nord-Süd)

· km Stadtgrenze, angrenzende Gemeinden

· Entfernung zu Nachbargemeinden (überörtliche Hilfe)

· Einwohner mit 1. Wohnsitz u. Einwohner mit 2. Wohnsitz

· Einwohnerdichte (EW je qkm)

· Altersstruktur, Geschlecht, Arbeitsplätze, ausländische Mitbürger, soziale Aspekte

     Arbeitslosigkeit)

· Einflüsse durch Pendlerbewegungen

· Einflüsse d. Übernachtungen in Beherbergungsbetrieben, Fremdenverkehr

· Einflüsse durch überörtliche Einrichtungen (Einkaufen, Freizeit o.Ä.)

· Einflüsse durch sonstige Einrichtungen (z.B. Kasernen)

Quellenhinweis:

Die Angaben über die Einwohnerzahl und Größe lassen sich regelmäßig aus den Daten, über die  Einwohnermeldeämter  verfügen, entnehmen.
4.1.2 
Flächen, Nutzungen in qkm/% (geordnet je Stadt/-teil und insgesamt)

·  Gebäude und Freiflächen (gem. o.a. NutzErl.):

           

- die zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben dienen,

           

- die zu Wohnzwecken dienen,

           

- die für Einrichtungen von Handel und Wirtschaft dienen,

           

- die gewerblichen und industriellen Zwecken dienen,

           
- die verschiedenen der vorgenannten Nutzungen dienen, ohne dass eine

 
  Nutzung vorherrscht,



- die der Abwicklung und Sicherheit des Verkehrs sowie der Unterhaltung der 
  
  
  Verkehrsflächen dienen,

           

- die der Versorgung dienen,

           

- die der Beseitigung von flüssigen oder festen Abfallstoffen dienen,

           

- die der Land- und Forstwirtschaft dienen, einschl. des Wohnteils,

           

- die dem Sport, der Freizeit, der Erholung oder dazu dienen, Tiere oder    

  Pflanzen zu zeigen.

· Flächen im Ortsbereich, die noch nicht baulich oder nicht anders nachhaltig genutzt werden,

· unbebaute Flächen, die vorherrschend gewerblich, industriell oder für Zwecke der      

     Ver- und Entsorgung genutzt werden,

· Flächen, die dem Straßen-, Schienen-, Luft- oder Schiffsverkehr dienen,

· Flächen, die dem Ackerbau, der Wiesen- und Weidewirtschaft oder dem Garten-   

     bau dienen,

· Flächen, die mit Bäumen und Sträuchern bewachsen sind und hauptsächlich        

     forstwirtschaftlich genutzt werden,

· Flächen, die ständig oder zeitweilig mit Wasser bedeckt sind, gleichgültig, ob das    

    Wasser in natürlichen oder künstlichen Becken abfließt oder steht,

· Flächen, die nicht mit einer der vorgenannten Nutzungsarten bezeichnet werden können.

Quellenhinweis:
Angaben über die Flächen, Nutzungen sind der jeweils jährlich zu erfolgenden Fortschreibung der Kataster (Stichtag 31.12.) zu entnehmen. Für kreisangehörige Gemeinden, die im Rahmen ihrer Planungs- und Vermessungstätigkeiten kein Zweitkataster führen, ist das Katasteramt des Kreises Ansprechstelle. Es kann aber durchaus zutreffen, dass kreisangehörige Gemeinden sich die Katasterfortschreibung vom Kreis zuleiten lassen. Die Katasterfortschreibung enthält diverse Parameter, die sich eignen, in die Bedarfs- und Entwicklungsplanung übernommen zu werden.

4.1.3 
Topografie:

· höchste Erhebung

· tiefster Punkt

· durchschnittliche Höhenlage der einzelnen Stadtteile

· sonstige Besonderheiten

· witterungsbedingte Besonderheiten (z.B. Winterzeit)

Quellenhinweis:
Angaben zur Topografie sind in der Regel bei den örtlichen Katasterämtern erhaltbar.

4.1.4 
Verkehrsflächen (in km, Infrastruktur, Verkehrsbewegungen)

· überörtliche Straßenverkehrsflächen:

· Bundesautobahnen (Zuständigkeit lt. RP, Anzahl Abfahrten, Notauf- und Abfahrten, Kreuzungen, Raststätten

· autobahnähnliche Straßen, Kraftfahrstraßen

· Bundesstraßen

· Landstraßen

· Kreisstraßen

· Stadtstraßen:

· Hauptverkehrsstraßen

· verkehrsberuhigte Zonen

· Straßenrückbau

· Fußgängerzonen

· Bahnanlagen:

-    Deutsche Bahn AG / sonstige Bahnanlagenbetreiber



-
   wichtige Schienenverkehrsverbindungen ("Transitstrecken")

-    Straßenbahn

-    Flächen Verschiebebahnhöfe, Containerterminals

-    Bahnhöfe DB (ICE- oder IC-Anbindung, Anzahl Reisende)

· Wasserstraßen / Wasserflächen:

    -     Kanäle 

    -     Flüsse 

    -     Seen und Teiche

· Brücken- und Tunnelbauwerke: 


- Tunnelanlagen


- befahrbare und/oder überlastete Brückenbauwerke

- nicht befahrbare Brückenbauwerke


- Unterführungen (Höhen, Durchfahrbarkeit)


- plangleiche Kreuzungen mit DB

· Flächen für den Luftverkehr:

Flugplätze

(   topografische, witterungsbedingte Einflüsse Verkehr

(   veranstaltungsbedingte Verkehrseinflüsse  (Großveranstaltungen)

(   Einflüsse durch Baustellen, Informationen an Leitstelle Werra-Meißner

Quellenhinweis:

Die Angaben zu Verkehrsflächen sind bei  den  Katasterämtern abzuleiten.
4.1.5 
Löschwasserversorgung (LW-Vers.):
· angemessene LW-Versorgung als Grundschutz vorhanden

· öffentliche Wasserversorgung

· ausreichendes Hydrantennetz

· Vorhandensein offener Wasserentnahmestellen (Seen, Flüsse, Bäche u.Ä.)

· spez. Wasserentnahmestellen (LW-Teiche, LW-Brunnen u.Ä.)

· LW-Versorgung in den Außenbereichen

· LW-Versorgung in speziellen, feuerwehrrelevanten Bereichen (Wald, Industrie) 

· Sicherstellen der LW-Entnahme im Winter

· Feststellung und Beseitigung von Mängeln in der LW-Versorgung

Quellenhinweis:
So weit die Angaben zur Löschwasserversorgung (ohne die Angaben zur abhängigen Löschwasserversorgung = Stadtwerke/ Versorgungsbetriebe) nicht beim zustänigen Bauamt erhältlich sind, können diese (z.B. Brunnen, Teiche, Zisternen usw.) bei der Unteren Wasserbehörde des Kreises erfragt werden.
4.2  
Risiken und Feuerwehreinsätze in der Stadt / Gemeinde

In jeder Stadt / Gemeinde existieren potenzielle Gefahrenquellen, welche die öffentliche Sicherheit und Ordnung bedrohen können. Die Vorbeugung und Abwehr derartiger Gefahren ist eine originäre Aufgabe der Feuerwehr ( HBKG )

Durch analytische und empirische Verfahren sind Qualität und Quantität der einzelnen Risikofaktoren, insbesondere der Risikoschwerpunkte und gefahrenerhöhenden Umstände, zu ermitteln und als Risiko- und Gefahrenkataster für die weitere Bedarfsermittlung zu dokumentieren.

4.2.1
Risiken (je Stadtbezirk/Stadtteil und insgesamt):
· Risiken Flächennutzungen (HBO):

· Wohnbebauungen (in qkm / %-Anteile ):

              


- geschlossene Bauweisen

              
           - offene Bauweisen,

              

- Wohnungsbestand (1-, 2-, 3-, 4- u. 5-Raum-Wohnungen)

              

- feuerwehrrelevante Auffälligkeiten von sozialen Einflüssen

· Industrieflächen (in qkm/%-Anteile ):


- Großindustriebetriebe

- Betriebe mit nuklearen, biologischen, chemischen und

  gentechnischen, gefährliche und umweltgefährdende Stoffe

- Betriebe gemäß Störfallverordnung

- Betriebe mit Sonderschutzplänen

- Betriebe mit Werkfeuerwehr

· Gewerbeflächen, Handel, Lagerung, Dienstleistung (in qkm/%-Anteile)

· Innenstadt- und Kernbereiche (in qkm/%-Anteile)

· Mischbereiche (in qkm/%-Anteile)

· Risiken Gebäude und Gebäudenutzungen (sh. Anlage 9):

· Gebäudehöhen:

              

- Gebäude geringer Höhe

              

- Gebäude nicht geringer Höhe (in % od. Anzahl)




- Hochhäuser (Anzahl)

· Gebäude unter Denkmalschutz (in %):

· besondere Gebäudeart (Anzahl, Auflistung in %):

· Gebäude besonderer Art oder Nutzung HBO: 

Geschäftshäuser, Krankenhäuser, Versammlungsstätten, Schulen, 

Heime, Museen usw. vgl. Sonderbauverordnungen

· Denkmalschutz, "Altstadtbebauung", Holzfachwerkgebäude, ökologisches Bauen

· Risiken aus der Verkehrsstruktur, Unfallschwerpunkte (vgl. Pkt. 4.1.4):

· Straßennetz (Individualverkehr, Gefahrguttransporte)

· Verkehrsdichte, KFZ/1000 Einwohner

· Auswertung Verkehrsunfallstatistik

· Tunnelanlagen (Länge, Nutzung, Transporte)

· Flugplätze

· Bahnanlagen (Strecken, Größe, Aufkommen Reisende, Bahnhöfe, Verschiebebahnhöfe, Containerterminals)

· Wasserstraßen 

· besondere Risiken:

· Waldbrandgefahren, Heideflächen, Moore

· hochwassergefährdete Gebiete

· sonstige Gefahren bzw. Risiken

Quellenhinweis:
Die Art und Anzahl der brandschaupflichtigen Objekte können aus den Unterlagen des Vorbeugenden Brandschutzes abgeleitet werden. Angaben können Forst-, Verkehrs-, Bau- und Denkmalschutzbehörden zur Verfügung stellen.

Von den Wetterämtern können Wetter- und Klimabeschreibungen abgefordert werden. Weitere Informationen sind bei der Deutschen Bahn AG, den Zollbehörden,  aus Verkehrszählungen, aus Erhebungen, z.B. über Berufspendler, sowie Angaben des ÖPNV abzuleiten.

4.3  
Szenarien

Schilderung von realen Einsätzen der Vergangenheit im Stadt- Gemeindegebiet, welche die maximalen Anforderungen an die örtliche Feuerwehr stellten:

· Wohngebäude

· Industriegebäude

· Gebäude besonderer Art und Nutzung

· Verkehrsunfälle

· gefährliche Stoffe und Güter

· Massenanfall von Verletzten

4.4 
Statistik der Feuerwehr, Einsatzdienst Brandschutz und Allgemeine Hilfe,

 
außergewöhnliche Einsätze, Produktkurzbeschreibungen

      
a) Produktgruppe Gefahrenabwehr:
1. Brandbekämpfung

2. Allgemeine Hilfe

3. Katastrophenabwehr

4. Bevölkerungsschutz

5. Brandsicherheitsdienst


b) Produktgruppe Gefahrenvorbeugung:

         
1. Brandschutzerziehung und -aufklärung

         
2. Begehungen, Stellungnahmen und Beratungen


c) Produktgruppe Serviceleistungen für Dritte:

1. Aus- und Fortbildung Dritter

2. Amtshilfe

         
3.  Sonstige Serviceleistungen

4.4.1 
Einsatzstatistiken Brandschutz (je LZ/LG-Einheit und insgesamt, 


Größe Einsatzbereich):
· Einsätze insgesamt (der letzten 10 Jahre, Aufteilung in %, Tendenzen, Entwicklung der Brandschäden allgem. in Deutschland, Brandtote, Verletzte, Einsatzhäufigkeit je 1000 Einwohner, interkommunaler Vergleich)

· Einsätze Brandschutz



- mit Menschenrettung



- ohne Menschenrettung



- Kleinbrände (a und b)


         - Mittelbrände

          
         - Großbrände

· Einsätze Allgemeine Hilfe:

  
- mit Menschenrettung

  
- ohne Menschenrettung

  
- Tierrettung, Sachwertschutz

  
- Sturmeinsätze

  
- Hochwassereinsätze

  
- Wassereinsätze

· Einsätze mit nuklearen, biologischen, chemischen und gentechnischen Stoffen:

          

- Ölspur

          

- Ölunfall

          

- Chemieeinsätze

- Unfälle mit radioaktiven Stoffen

- Unfälle in gentechnischen Anlagen

· Sonstige Einsätze:

          

- Einsätze überörtliche Hilfe

          

- Fehleinsätze, böswillige Alarmierungen

          

- Besetzung von Feuerwehrhäusern, Alarmbereitschaften

          

- Brandsicherheitsdienst

           

- Fehlalarme BMA

Quellenhinweis:
Es wird für zwingend erforderlich gehalten, dass eine Statistik landes- bzw. bundesweit gleichermaßen erhoben wird.

4.4.2 Ausrückezeiten Brandschutz / Allgemeine Hilfe

4.4.3 insbesondere Tagesalarmsicherheit (Zeit zwischen Alarmierung und dem Ausrücken - je Einheit):

     

- an Werktagen zwischen 06.00 Uhr und 18.00 Uhr

     

- an Samstagen, Sonn- und Feiertagen

     

- an Werktagen zwischen 18.00 Uhr und 06.00 Uhr

· Ausrückezeiten: < 3 Min., < 4 Min., < 5 Min., < 6 Min., < 7 Min., < 8 Min., < 9 Min., 

                                          < 10 Min., > 10 Min.

· Durchschnittszeiten

· Anzahl, Verteilung Funkmeldeempfänger je Einheit (in %)

4.4.3 
Einsatzfahrtzeiten / Alarmfahrten - Zeit zw. Ausrücken und Eintreffzeitpunkt Ein-  

           satzstelle (je Einheit FF,)  1. Abmarsch Brandschutz/Allgemeine Hilfe:

· an Werktagen zwischen 06.00 Uhr und 18.00 Uhr, 

· sonstige Zeiten, 

· spezielle Angabe für Hubrettungsfahrzeuge,

· Alarmfahrtzeiten: < 3 Min., < 4 Min., < 5 Min., < 6 Min., < 7 Min., < 8 Min., 

                            < 9 Min., < 10 Min., > 10 Min.

· Durchschnittszeiten

· Sollten diese Zeiten nicht nachvollziehbar sein:

  max. 35 - 40 km/h als Basisgrundlage (befahrbarer Bereich: max. 4 - 5 km Radius um das Feuerwehrhaus, längere Ausrückezeiten, witterungsbedingte (z.B. Winter) bzw. verkehrstechnische Einflüsse sollten berücksichtigt (Reduzierung des


Radius) werden.

  Anmerkung: Die Anwendung der Ergebnisse der durchschnittlichen Fahrt-geschwindigkeit der Fa. WIBERA (50 km/h) erscheint auf Grund von versch. Testfahrten und der heutigen Verkehrssituation (Verkehrsdichte und Bau von verkehrsberuhigten Zonen, Straßenrückbau) unrealistisch hoch, Ausnahmen ggf. im Außenbereich.

· Ermittlung durch alarmmäßige Testfahrten

· Angabe Radien in km oder Min.

· Beispiel: siehe Anlage 12

4.5 
Darstellung

4.5.1 
Stadtplan mit z.B. 1 km-Quadraten und Zuordnung zu Risikoklassen 

4.5.2 
Stadtplan mit Zeitlinien entsprechend Anfahrtzeiten in Minuten
 
Isochronen-Karte, siehe Anlage

4.6 
Zusammenfassung
      
Textliche Würdigung der vorangestellten Daten des Gefährdungspotenzials unter 
Hervorhebung von Schwerpunkten.

5.
Schutzzielfestlegung

Jede Gemeinde muß eigenständig Schutzziele definieren und über das Sicherheitsniveau entscheiden.

Die Schutzziele können sich durchaus im Soll und Ist unterscheiden. Das Soll erfordert eine politische Entscheidung.

Beispiele für Schutziele:

1. Hilfsfrist für 10 Funktionen mit einem Löschgruppenfahrzeug und einer Drehleiter in 10 Minuten mit einem Erreichungsgrad von 80% und einem Erreichungsgrad von 100% in 12 Minuten.

2. Hilfsfrist für weitere 6 Funktionen mit einem Löschgruppenfahrzeug in weiteren 5 

Minuten.

3. Hilfsfrist für 3 Funktionen mit einem TLF auf allen zugewiesenen Autobahnabschnitten.

4. Paralleleinsatz von 2 Schadensereignissen, die jeweils 6 Funktionen mit einem Löschgruppenfahrzeug erfordern.

Beispielhaft wird an dieser Stelle auf die nachfolgende Schutzzieldefintion der AGBF-Bund hingewiesen:

Arbeitsgemeinschaft der Leiter





AGBF
der Berufsfeuerwehren






 

in der Bundesrepublik Deutschland





- Bund -

Auszug aus den

Empfehlungen der Arbeitsgemeinschaft der Leiter der Berufsfeuerwehren 

für 

Qualitätskriterien 

für die Bedarfsplanung von Feuerwehren in Städten

16.September 1998
Vorbemerkung

Bundesweit wird in den Kommunen das „Neue Steuerungsmodell (NSM)“ eingeführt. Hauptziel des NSM ist die dezentrale Fach- und Ressourcenverantwortung, also die Zusammenführung von Aufgaben, Verantwortung und Kompetenz. Für definierte Produkte werden Budgets zur Verfügung gestellt; die Produkte sind durch Art, Menge und Qualität definiert. Von der KGSt wurde ein “Produktkatalog Feuerwehr“ erstellt. Darauf basierend hat die AGBF für die Produkte „Brandbekämpfung“ und „Technische Hilfeleistung“ die wesentlichen Qualitätskriterien erarbeitet. Diese sind „Hilfsfrist“, „Funktionsstärke“ und „Erreichungsgrad“ für ein standardisiertes Schadensereignis. 
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Qualitätskriterien:

Hilfsfrist

Funktionsstärke

Erreichungsgrad
Diese Empfehlungen erfordern taktische Anpassungen an die örtlichen Gegebenheiten sowie an das festgelegte Sicherheitsniveau im Feuerwehrbereich der jeweiligen Stadt.

Standardisiertes Schadensereignis

Im In- und Ausland gilt als „kritisches“ Schadensereignis der Brand, der regelmäßig die größten Personenschäden fordert. In deutschen Städten ist dies der Wohnungsbrand im Obergeschoß eines mehrgeschossigen Gebäudes bei verqualmten Rettungswegen.

Da die Qualitätskriterien für das Produkt „Brandbekämpfung“ bekanntlich auch für das Produkt „Technische Hilfeleistung“ hinreichend sind, können sich diese Betrachtungen auf den „Kritischen Wohnungsbrand“ beschränken. 

Spezielle Risikoanalyse

Außer den Überlegungen zum Standardereignis ist die Risikoanalyse des Stadtgebietes eine unabdingbare Voraussetzung für die richtige Bedarfsplanung der Feuerwehr.

Hilfsfrist

Die zeitkritische Aufgabe bei einem Brand ist die Menschenrettung. Nach der Bundesstatistik ist die häufigste Todesursache bei Wohnungsbränden die Rauchgasintoxikation (CO-Vergiftung). Nach wissenschaftlichen Untersuchungen der Orbit-Studie in den siebziger Jahren liegt die Reanimationsgrenze für Rauchgasvergiftungen bei ca. 17 Minuten nach Brandausbruch (siehe Abb.).


[image: image2.wmf]
Für die Sicherheit der eingesetzten Kräfte und zur Verhinderung der schlagartigen Brandausbreitung muß der Löscheinsatz vor dem „Flash-Over“ liegen, der bei einem Wohnungsbrand nach etwa 18 bis 20 Minuten nach Brandausbruch gegebenenfalls auftritt. Folglich gelten für die Festlegung der Hilfsfrist folgende Grenzwerte:


· Erträglichkeitsgrenze für eine Person im Brandrauch: ca. 13 Minuten

· Reanimationsgrenze für eine Person im Brandrauch: ca. 17 Minuten

· Zeit vom Brandausbruch bis zum Flash-Over: 18 bis 20 Minuten

Die Zeitdauer vom Brandausbruch bis zum Wirksamwerden der Feuerwehrmaßnahmen setzt sich generell wie folgt zusammen:


Zeitpunkt
Zeitabschnitt


1
Brandausbruch



>Entdeckungszeit

2
Brandentdeckung



>Meldezeit

3
Betätigung einer Meldeeinrichtung 

(Telefon, Notrufmelder usw.) 



>Aufschaltzeit

4
Beginn der Notrufabfrage in der 

zuständigen Notrufabfragestelle



>Gesprächs- und Dispositionszeit

5
Alarmierung der Einsatzkräfte



>Ausrückezeit

6
Ausrücken der Einsatzkräfte



>Anfahrtzeit

7
Eintreffen an der Einsatzstelle



>Erkundungszeit

8
Erteilung des Einsatzauftrages



>Entwicklungszeit

9
Wirksamwerden der Einsatz-


maßnahmen

Zur Definition der Hilfsfrist eignen sich nur solche Zeitabschnitte, die von der Feuerwehr beeinflußbar und dokumentierbar sind. Hierunter fallen 

· die Gesprächs- und Dispositionszeit,

· die Ausrückezeit sowie 

· die Anfahrtszeit.

Deshalb wird die Hilfsfrist folgendermaßen definiert:


Die Hilfsfrist ist die Zeitdifferenz zwischen dem Beginn der Notrufabfrage - möglichst ab der ersten Signalisierung des ankommenden Notrufes - in der Notrufabfragestelle und dem Eintreffen des ersten Feuerwehrfahrzeuges an der Einsatzstelle.

In Ermangelung genauer statistischer Daten wird angenommen, dass beim kritischen Wohnungsbrand die Entdeckungs-, die Melde- und die Aufschaltzeit in Städten ca. 3 Minuten sowie die Erkundungs- und Entwicklungszeit ca. 4 Minuten betragen. Eine wissenschaftliche Untersuchung hierzu ist notwendig.

Die Hilfsfrist setzt sich zusammen aus folgenden Zeitabschnitten:


· 1,5 Minuten für die Gesprächs- und Dispositionszeit sowie 

· 8 Minuten für die Ausrücke- und Anfahrzeit.

Derartige Fristen werden auch international für den Brandschutz, die technische Hilfeleistung und die Notfallrettung angewendet.

Funktionsstärke

Der Feuerwehreinsatz ist nach wie vor personalintensiv. So müssen zur Menschenrettung und zur Brandbekämpfung beim „Kritischen Wohnungsbrand“ mindestens 16 Einsatzfunktionen zur Verfügung stehen. Diese 16 Einsatzfunktionen können als eine Einheit oder durch Addition mehrerer Einheiten dargestellt werden. Die Kombination von Berufs- und Freiwilliger Feuerwehr ist möglich. 

Sofern die Einheiten nicht gleichzeitig eintreffen, kann mit zumindest 10 Funktionen in der Regel nur die Menschenrettung unter vorübergehender Vernachlässigung der Eigensicherung eingeleitet werden.

Um die Menschenrettung noch rechtzeitig durchführen zu können, sind beim „Kritischen Wohnungsbrand“ die ersten 10 Funktionen innerhalb von 8 Minuten nach Alarmierung erforderlich. Nach weiteren 5 Minuten (das sind also 13 Minuten nach Alarmierung), müssen vor einem möglichen „Flash-Over“ mindestens 16 Funktionen vor Ort sein. Diese weiteren 6 Funktionen sind zur Unterstützung bei der Menschenrettung, zur Brandbekämpfung, zur Entrauchung sowie zur Eigensicherung der Einsatzkräfte erforderlich. Die Aufgaben der Funktionen richten sich nach den örtlichen Festlegungen. Nach örtlichen Gegebenheiten und der Risikobetrachtungen sind gegebenenfalls die Funktionszahlen zu erhöhen und die Zeitwerte zu reduzieren.

Der zeitliche Ablauf stellt sich wie folgt dar:







Erreichungsgrad

Unter „Erreichungsgrad“ wird der prozentuale Anteil der Einsätze verstanden, bei dem die Zielgrößen „Hilfsfrist“ und „Funktionsstärke“ eingehalten werden. Ein Erreichungsgrad von z.B. 80 % bedeutet, dass für 4/5 aller Einsätze die Zielgrößen eingehalten werden, bei 1/5 der Einsätze jedoch nicht. 

Der Erreichungsgrad ist u.a. abhängig von

· der Gleichzeitigkeit von Einsätzen, welche die zuständige Feuerwache teilweise oder ganz binden,

· der strukturellen Betrachtung des Stadtgebietes, 

· der Optimierung des Personaleinsatzes,

· den Verkehrs- und Witterungseinflüssen.

Während sich die Hilfsfristen aus wissenschaftlich-medizinischen Erkenntnissen und sich die Funktionsstärke aus einsatzorganisatorischen Erfordernissen ableiten, ist der Erreichungsgrad Gegenstand einer Zielvereinbarung zwischen dem Leiter der Feuerwehr und seinem Dienstvorgesetzten. Die Personalkosten stehen in unmittelbarem Zusammenhang mit dem Erreichungsgrad. 

Um für eine Stadt den Erreichungsgrad festzulegen und zu bewerten, sind auch interkommunale Vergleiche erforderlich. Diese müssen auf gesicherten, vergleichbaren statistischen Daten beruhen. Aus fachlicher Sicht wird derzeit sowohl für die Bearbeitung des Notrufes in der Leitstelle als auch für die Alarmierungs- und Anfahrtzeit ein Erreichungsgrad von jeweils 95 % als Zielsetzung für richtig angesehen. 


6. SOLL-Struktur

Definition der Begriffe Soll-/Ist-Struktur:

Die Soll-/Ist-Struktur beschreibt den Bedarf bzw. den Bestand an Mannschaft, Fahrzeugen und Gerät, sowie die Anzahl und Lage von Feuerwachen/ Gerätehäusern unter Berücksichtigung der Qualitätskriterien

· Hilfsfrist

· Funktionstärke

· Erreichungsgrad

für ein standardisiertes Schadensereignis (z.B. kritischer Wohnungsbrand).

Diese Definition hat grundsätzlichen Charakter. 

Notwendige Grundlage für die Darstellung der Soll-Struktur ist die Erfassung des Gefährdungspotenzials und eine Risikoanalyse.

Damit werden auch alle Risiken erfasst, die über das standardisierte Schadensereignis hinausgehen.

Die Soll-Struktur gründet sich auf den eingangs genannten Qualitätskriterien und den festgelegten Schutzzielen.

Insbesondere können die bei der Erfassung der Ist-Struktur erkannten unterversorgten Gebiete (Erreichungsgrad) und Einsatzrisiken, die über das standardisierte Schadensereignis hinausgehen (Risikoanalyse), zu weiteren Stützpunkten und/oder zusätzlichem Personal und Fahrzeugbedarf führen. 

Darüber hinaus müssen notwendige Ressourcen beschrieben werden, die für die Erfüllung von Sonderaufgaben erforderlich sind.

Der sich daraus ergebende Bedarf wird nach der gleichen Systematik wie bei der Erfassung der Ist-Struktur in ein Formblatt Soll-Struktur  bzw. auf den aktuellen Stadtplan übertragen.

Anmerkung:

Der ermittelte Personal-/Fahrzeugbedarf beeinflusst maßgeblich die Größe der Gerätehäuser bzw. Feuerwachen.

Aus der Festlegung des Schutzziels oder der Schutzziele ergibt sich

· über die Mindesteinsatzstärke der Einheiten der Personalbedarf und

· über die Hilfsfrist und die Durchschnittsgeschwindigkeiten bei der Einsatz​fahrt der maximale Einsatzbereich der jeweiligen Einheiten. Daraus folgt die Zahl und Lage der notwendigen Standorte.

Diese, besonders für größere Kommunen, aufwändige Ermittlung kann durch Nutzung rechnerunterstützter Verfahren erleichtert werden
. Dem so fest​gestellten Personalbedarf ist in Verbindung mit der Risikoanalyse der materielle Bedarf zur Abwehr der ermittelten Gefahren zuzuordnen.

Die Vielzahl der von den Feuerwehren übernommenen Aufgaben erfordern in der Regel über das Maß des bemessungsrelevanten Ereignisses hinaus Personal und Material. Größere bzw. speziellere Einsätze im Bereich der Pflichtaufgaben führen zu weitergehenden Bedarfen (Als Beispiele seien an dieser Stelle der Massenanfall von Verletzten sowie Einsätze an und auf Gewässern genannt.). Hinzu kommen Bedarfe aus lokal vereinbarten Dienst​leistungen, z.B. das Eingleisen von Straßenbahnen für die Verkehrsbetriebe.

Alle aus diesen Aufgaben erwachsenden Bedarfe sind in diesem Arbeitsschritt nachvollziehbar begründet zusammenzustellen. Weiterhin sind die zur Bewälti​gung aller Aufgaben notwendigen organisatorischen Festlegungen zu be​schreiben, z.B. die Besetzung der als notwendig erachteten Fahrzeuge mit dem ermittelten Personal.

Die zusammengefassten personellen und materiellen Anforderungen, eingeord​net in die gewünschte bzw. notwendige organisatorische Form, formulieren die Soll-Struktur der Feuerwehr. Als Leitlinie kann dafür der Produktkatalog Feuer​wehr dienen.

7.
IST-Struktur

In diesem Arbeitsschritt werden vorhandenes Personal und Material ermittelt und die vorhandenen organisatorischen Strukturen aufgezeigt. Es erfolgt eine Ermittlung aller durch die Feuerwehr zur Zeit wahrgenommenen Aufgaben. Leitlinie kann auch hier der Produktkatalog Feuerwehr sein. Die Beschreibung enthält keine Wertung.

Die entsprechenden Daten werden in ein Formblatt Ist-Struktur  übernommen.

Die Lage der Feuerwehrhäuser werden in einem Stadtplan dargestellt.

Liegen gesicherte Erkenntnisse über die Erreichbarkeit von Zielen in Abhängigkeit von der Wegstrecke und der Topografie nicht vor, so sind ersatzweise Fahrversuche von den jeweiligen Standorten zu verkehrsarmen Zeiten, ohne Nutzung von Sonderrechten, durchzuführen.

Anmerkung: 

Die Erfahrung hat gezeigt, dass die ermittelten Werte mit PKW zu normalen Verkehrszeiten unter Nutzung von Sonderrechten mit LKW fast identisch sind.

Bei der Festlegung des Schutzzieles, beispielsweise die Schutzzieldefinition der AGBF-Bund, sind die Fahrzeiten so zu wählen, dass ab Alarmierung der Einsatzkräfte 8 Minuten nicht überschritten werden. Beträgt z.B. die Zeit von der Alarmierung bis zum Ausrücken 4 Minuten, dann ist die verbleibende  reine Fahrzeit auf 4 Minuten begrenzt.

Die Zielpunkte werden auf einen schwarzweißen Stadtplan übertragen und die Fläche innerhalb dieser Punkte farbig dargestellt.

Dieses Verfahren ist für jedes Feuerwehrhaus gesondert durchzuführen und auf einen gemeinsamen Stadtplan zu übertragen.

Das Ergebnis ist ein Polygramm und zeigt, welche Teile des Stadt-/Gemeindegebietes in welchem Zeitfenster erreicht bzw. nicht erreicht werden.

Überlappungen (Schnittmengen) verbessern den Erreichungsgrad.

Notwendig ist auch eine grafische Darstellung der Erreichungsgrade in den einzelnen Stadt- bzw. Ortsteilen. Hier ist insbesondere die farbige Präsentation (rot = mangelhaft!) zu wählen.

Damit ist jedoch lediglich eine Aussage über die Eintreffzeit eines Fahrzeuges dargestellt.

Die Art des Fahrzeuges (Qualität) muss gesondert dargestellt werden, z.B. Kurzbezeichnung  der Einsatzmittel am Standort des Feuerwehrhauses.

Das verfügbare Personal bis zum Zeitpunkt des Ausrückens (Anzahl der Einsatzkräfte) muss bei der FF durch Probealarmierungen oder bereits erfassten, realen Einsätzen beschrieben werden (siehe dazu Anlage).

              Beipiel für eine grafische Darstellung der Erreichungsgrade:

                         Siehe auch Schutzzielfestlegung Nr.5



Beispiel für eine grafische Darstellung der Erreichungsgrade

8.
Vergleich der Strukturen

Im Vordergrund dieser Betrachtung steht die Untersuchung, mit welchem Er​reichungsgrad die Feuerwehr in ihrer jetzigen Organisationsform und Aus​stattung (personell und materiell) die Qualitätskriterien „Mindesteinsatzstärke“ und „Hilfsfrist“ der Schutzzielfestlegung(en) erfüllt.

In einem umfassenden Vergleich sind alle Abweichungen zwischen Soll- und Ist-Struktur festzustellen und ihre Ursachen zu ermitteln.

In einem Formular Soll-/Ist-Vergleich werden in drei Spalten Soll und Ist sowie die Abweichungen dargestellt.

Im Teil D -Feuerwehrhäuser wird in einer vierten Spalte eine Ja/Nein - Aussage zur richtigen Lage der Feuerwehrhäuser getroffen. 

Der Vergleich beider Stadtpläne (Soll bzw. Ist) zeigt den unterschiedlichen Erreichungsgrad unter Berücksichtigung gleicher Schutzziele.
Zur Präsentation empfiehlt sich eine farbig abgestufte Darstellung.

Der beschriebene Qualitäts- /Quantitätsvergleich der Soll- /Ist Struktur erfordert in aller Regel Maßnahmen. 

Mustertabellen für den Vergleich der SOLL-/IST-STRUKTUR:

	Teil A
	Feuerwehrfahrzeuge (DIN 14502)
	
	
	
	
	

	
	Typ
	Baujahr
	
	IST
	SOLL
	Differenz
	Ersatz-

beschaffung Jahr

	Einsatzleitwagen
	
	
	
	 
	
	
	

	ELW 1
	
	
	
	
	
	
	

	ELW 2
	
	
	
	
	
	
	

	Löschfahrzeuge
	
	
	
	
	
	
	

	TSF
	
	
	
	
	
	
	

	TSF-W
	
	
	
	
	
	
	

	LF 8
	
	
	
	
	
	
	

	LF 8/6
	
	
	
	
	
	
	

	LF 16
	
	
	
	
	
	
	

	LF 16/12
	
	
	
	
	
	
	

	LF 16TS
	
	
	
	
	
	
	

	LF 24
	
	
	
	
	
	
	

	TLF 16/24
	
	
	
	
	
	
	

	TLF16/25
	
	
	
	
	
	
	

	TLF 24/50
	
	
	
	
	
	
	

	HLF 16
	
	
	
	
	
	
	

	HTLF 16
	
	
	
	
	
	
	

	Hubrettungsfahrzeuge
	
	
	
	
	
	
	

	DLK 12/9
	
	
	
	
	
	
	

	DLK 18/12
	
	
	
	
	
	
	

	DLK 23/12
	
	
	
	
	
	
	

	DL 18/12
	
	
	
	
	
	
	

	DL 23/12
	
	
	
	
	
	
	

	Rüst- und Gerätewagen
	
	
	
	
	
	
	

	RW 1
	
	
	
	
	
	
	

	RW 2
	
	
	
	
	
	
	

	FLF
	
	
	
	
	
	
	

	Gerätewagen
	
	
	
	
	
	
	

	GW - ÖL
	
	
	
	
	
	
	

	GW - G1
	
	
	
	
	
	
	

	GW - G2
	
	
	
	
	
	
	

	GW - AS
	
	
	
	
	
	
	

	GW - N
	
	
	
	
	
	
	

	Schlauchwagen
	
	
	
	
	
	
	

	SW 2000
	
	
	
	
	
	
	

	Feuerwehranhänger
	
	
	
	
	
	
	

	Ölsanimat
	
	
	
	
	
	
	

	TSA
	
	
	
	
	
	
	

	Rettungsboot
	
	
	
	
	
	
	

	Sonstige Fahrzeuge
	
	
	
	
	
	
	

	GW - Mess
	
	
	
	
	
	
	

	GW - StrSpTr
	
	
	
	
	
	
	

	Wechselladerfahrzeug
	
	
	
	
	
	
	

	Abrollbehälter
	
	
	
	
	
	
	

	· Atemschutz
	
	
	
	
	
	
	

	· Gefahrgut
	
	
	
	
	
	
	

	· Rüstmaterial
	
	
	
	
	
	
	

	MTF
	
	
	
	
	
	
	

	sonst. Lkw
	
	
	
	
	
	
	


	Teil B                                                                 Großgeräte



	
	Typ
	Soll
	Ist
	Differenz
	

	Doppelkammerschlauch
	
	
	
	
	

	Hydraulisches Rettungsgerät
	
	
	
	
	

	Gefahrgtut - Grundausstattung
	
	
	
	
	

	Sprungretter
	
	
	
	
	

	Wärmebildkammera
	
	
	
	
	

	Hochdrucklüfter
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	Teil C
	Feuerwehrhäuser
	
	
	
	

	
	 
	Standort
	
	IST
	SOLL
	Differenz
	Lage OK?

	· Stadtteil A
	
	
	
	
	

	· Stadtteil B
	
	
	
	
	

	· Stadtteil C
	
	
	
	
	

	· Stadtteil D
	
	
	
	
	


Mustertabellen für den Vergleich der SOLL-/  IST-STRUKTUR

(Teil D für eine Freiwillige Feuerwehr):

	Teil D
	Personal 
	IST
	SOLL
	DIFFERENZ

	FF
	
	
	
	

	
	
	
	
	

	 Amtsorganisation
	
	
	
	

	
	
	
	
	

	1. Leiter der Feuerwehr
	
	
	
	

	Stadtbrandinspektor
	
	
	
	

	Gemeindebrandinspektor
	
	
	
	

	Stv. Stadtbrandinspektor
	
	
	
	

	Stv. Gemeindebrandinspektor
	
	
	
	

	
	
	
	
	

	Wehrführer
	
	
	
	

	Stv. Wehrführer
	
	
	
	

	
	
	
	
	

	
	
	
	
	

	2. Werkstattdienste
	
	
	
	

	Sicherheitsbeauftragter
	
	
	
	

	Atemschutzverantwortlicher
	
	
	
	

	Atemschutzgerätewart
	
	
	
	

	Gerätewart
	
	
	
	

	
	
	
	
	

	Summe
	
	
	

	
	
	
	
	

	3. Einsatzdienst
	
	
	
	

	FF
	 
	
	
	

	Zugführer
	
	
	
	

	Gruppenführer 
	
	
	
	

	Truppführer
	
	
	
	

	Truppmann
	
	
	
	

	Summe
	
	
	

	
	
	
	
	

	4. Jugendfeuerwehr
	
	
	
	

	JF
	 
	
	
	

	Jugendfeuerwehrwart
	
	
	
	

	Jugendfeuerwehrmitglieder, weiblich
	
	
	

	Jugendfeuerwehrmitglieder, männlich
	
	
	

	Summe
	
	
	


9.
Maßnahmen

Nach der Erstellung des Soll-Ist-Vergleiches im Bedarfsplan stellt sich zwangsläufig die Frage, wie Soll und Ist angenähert werden können. Hierzu ist es sinnvoll, zunächst mehrere Alternativen auszuarbeiten, zu prüfen und anschließend die unter allen Gesichtspunkten geeignetste auszuwählen. 

An der Schnittstelle zum Soll-Ist-Vergleich sind sowohl der Erweiterungs- oder Verbesserungsbedarf als auch Einsparpotentiale aufzuzeigen.

Es bietet sich an, Maßnahmen und Alternativen und insbesondere auch ihre Wechselwirkungen zum bestehenden System anhand des in der Technik und der Organisationslehre gebräuchlichen TOP-Modells:





Technik





Organisation





Personal

zu überprüfen.

Im folgenden sollen hierzu einige Beispiele dargestellt werden:

9.1. Technik
Die Fahrzeug- und Gerätetechnik ist - entsprechend der Soll-Ist-Analyse - an den taktischen Bedarf anzupassen. Dabei sind sowohl technische Reserven (z.B. für Ausfallzeiten durch Wartung) als auch taktische Reserven zu berücksichtigen.

Für Ersatz- und Neubeschaffungen ist eine entsprechende finanzielle Grundlage zu planen, z.B. in Form eines Reinvestitionsbudgets. Auch das Budget für die Fahrzeug- und Geräteunterhaltung ergibt sich auf dieser Basis.

Zum Teil können Qualitätsverbesserungen durch technische Maßnahmen erreicht werden, z.B. durch neue Strahlrohrtechnik, Infrarotsysteme, neue Schutzkleidung oder Einmann-Haspeln, Sprungretter, Schlauchtragekörbe etc.

Maßnahmen wie die flächendeckende Versorgung mit Funkmeldeempfängern, gute Motorisierung der Kraftfahrzeuge oder Optimierung der Standorte der Feuerwehrhäuser können einen Beitrag zur Verkürzung der Hilfsfrist leisten.

9.2. Organisation
Die Organisation der Feuerwehr  ist den strategischen und taktischen Erfordernissen anzupassen. Beispielhaft kann die Notwendigkeit genannt werden, die Alarm- und Ausrückeordnung zu verändern, verstärkt Einsatzplanung zu betreiben oder das Führungssystem zu überplanen.

Qualitätsverbesserung im Rahmen organisatorischer Maßnahmen kann nicht nur die optimierte Ausbildung sein, sondern auch eine entsprechende Einsatznachbereitung und Einsatzdokumentation oder die Erstellung von Checklisten und standardisierten Einsatzabläufen.

Defizite in der technischen Ausstattung können in Einzelfällen durch organisatorische Alternativen gemindert werden. Ein Beispiel ist die Organisation der Atemschutzüberwachung in Ermangelung geeigneter - auch finanzierbarer - Telemetriesysteme.

Durch eine entsprechende Alarmorganisation ist eine Verkürzung der Hilfsfrist bzw. Erhöhung des Erreichungsgrades zu erzielen.

9.3. Personal
Der Personalbedarf ist an den taktischen Bedarf anzupassen. Auf dieser Grundlage sind funktionsbezogene Ausbildungsstandards festzulegen. 

Qualitätsverbesserungen lassen sich auch im Personalbereich erzielen. Gute Motivation, Aus- und Fortbildung sowie gezielte Auswahl des Führungskräftenachwuchses sind hierzu einige Stichworte.

Sofern erforderlich, sind Maßnahmen zur Personalgewinnung einzuleiten. Alternativen sind z.B. Mitgliederwerbung/PR-Maßnahmen, Gespräche mit Arbeitgebern über die Freistellung von FF-Mitgliedern oder eine finanzielle Entlastung von freiwilligen Feuerwehrleuten.

Personalwirtschaftliche Maßnahmen können einen Beitrag zur Verkürzung der Hilfsfrist leisten. Neben der Einstellung hauptamtlicher Kräfte kann z.B. die Förderung der FF-Mitgliedschaft bei städtischen Bediensteten zweckmäßig sein. Dienstwohnungen im Feuerwehrhaus oder in der Nähe von Wachen können sich bei der Alarmierung Freiwilliger Feuerwehren als sinnvoll erweisen. Eine bezogen auf die zu besetzenden Funktionen hohe Reservequote führt statistisch ebenfalls zum schnelleren Erreichen der Ausrückestärke. Die Durchsetzung der Residenzpflicht bringt Vorteile für die Hilfsfrist bei Besetzung zusätzlicher Sonderfahrzeuge oder der Bearbeitung von Paralleleinsätzen. 

9.4. Prüfen der Handlungsalternativen
Zweckmäßig ist ein Kosten-Nutzen-Vergleich zur Auswahl der günstigsten Alternative. Die Feuerwehr muß die fachlich notwendigen Maßnahmen und mögliche Alternativen den politischen Gremien aufzeigen. Insbesondere die Qualitätsmerkmale, wie Erreichungsgrade der Hilfsfristen etc., sind mit der Politik abzustimmen. 

10.
Berichtswesen
Zur wirksamen Steuerung des Entwicklungsprozesses sind regelmäßige Kontrollen über den Stand der Maßnahmen notwendig.

Mögliche Kennzahlen liefert der Produktkatalog Feuerwehr.

Art, Umfang und Häufigkeit sind nach den individuellen Bedürfnissen festzulegen.

Das festgelegte Schutzziel ist Bestandteil des Berichtswesens, um eine Vergleichbarkeit darzustellen!

11. Fortschreibung
11.1 
Regelmäßige Fortschreibung
In diesem Abschnitt ist der Zeitrahmen einer Fortschreibungsperiode festzulegen und zu begründen.

Die Grundlagen zur Erstellung eines Bedarfs- und Entwicklungsplans verhalten sich dynamisch. Aus diesem Grund ist es notwendig, den Bedarfs- und Entwicklungsplan zu gegebener Zeit fortzuschreiben. Dafür ist ein festgelegter Zeitrahmen zu definieren. Hierbei ist u. a. zu berücksichtigen, dass bestimmte Maßnahmen bis zu ihrem Wirksamwerden einen gewissen Vorlauf benötigen (z. B.  Ausbildungsmaßnahmen). In Anbetracht der verwaltungstechnischen Abläufe sollte eine Fortschreibung immer azyklisch zur Haushaltsplanung erfolgen. Eine fünfjährige Fortschreibung kann empfohlen werden, da beispielsweise Ausbildungsmaßnahmen  dieser Zeit i.d.R. abgeschlossen sind und ihre Wirkung beobachtet werden kann.

Besondere Abweichungen, die während der regulären Laufzeit eines Bedarfs- und Entwicklungsplans auftreten, werden mit den Kontrollen des Berichtswesens erkannt. Ggf. ist dann eine außerordentliche Fortschreibung durchzuführen (siehe 11.2).
11.2
Wesentliche Änderungen
Der Begriff „Wesentliche Änderungen“ sollte hier in Form einer Geringfügigkeitsschwelle, ab der eine außerordentliche Fortschreibung des Bedarfs- und Entwicklungsplanes durchzuführen ist, definiert werden.

Sollten durch unvorhergesehene Ereignisse (Mittelkürzungen oder - zuweisungen, Personalausfall, Schäden an Fahrzeugen oder Gebäuden, Änderungen in der Infrastruktur des betrachteten Gebietes o. Ä.) die Ziele des Bedarfs- und Entwicklungsplanes wesentlich verfehlt werden, ist eine Fortschreibung durchzuführen. Wesentliche Änderungen sind u. a.:

· Wesentliche Nichteinhaltung des Erreichbarkeitsgrades

· Wesentliche Nichteinhaltung der personal- und/oder materialbezogenen Mindestein-  

satzstärke

· Fehlende Möglichkeiten, vereinbarte Produkte zu leisten

Trotz finanzschwacher Zeiten sollte aber auch daran gedacht werden, dass eine Übererfüllung des Planes ebenfalls eine außerordentliche Fortschreibung notwendig machen kann.

12.
Anhänge

Hier sind alle Listen, Bilder, Karten, Diagramme, Grafiken, Quellennachweise u. Ä. aufzulisten, die zum Verständnis des Bedarfs- und Entwicklungsplanes notwendig sind.

Eine Überfrachtung sollte unterbleiben, um Fachfremden den Einblick in die Materie zu erleichtern und nicht den Verdacht einer Verschleierungstaktik zu hinterlassen. In jedem Fall muss ein Quellennachweis geführt werden. Daneben können Inhalte des Anhangs sein (Beispiele):

· Stadtkarte

· Analyse der Versorgungsqualität der Bevölkerung, z. B. als Tabelle

· Organisationsschema

· Stadtkarte mit den Standorten der Feuerwachen inkl. der Ausrückebereiche, Hilfsfristen, ggf. auf getrennten Blättern; ggf. in zweifacher Ausfertigung (Soll-/Ist-Darstellung)

· Besetzung der Funktionen, z. B. als Liste

· Abkürzungsverzeichnis

· Feuerwehrtechnisches Glossar

· Produktbereiche

· Fahrzeug- und Geräteliste

· Nutzungsdauer von Fahrzeugen und Geräten

· Investitionsplanung für Fahrzeuge, Geräte und Gebäude

Anlagen zu den Hinweisen und Empfehlungen

1. Personalplanung Freiwillige Feuerwehr

2. Erfassungsbogen Einsatzstatistik 

3. Fragebogen zur Datenermittlung

4. Tabelle: Einwohnerstatistik

5. Tabelle: Flächennutzungen

6. Tabelle: Verkehrsinfrastruktur

7. Tabelle: Risiken Bebauung/Nutzung

8. Tabelle: Risiken/Nutzung-Gebäude

9. Tabelle: Einsatzstatistik 

10. Tabelle: Ausrückezeiten 1. Lösch- oder Hilfeleistungsfahrzeug

11. Tabelle: Alarmfahrzeiten

12. Tabelle: Wegstrecke/Durchschnittsgeschwindigkeit

13. Tabelle: Ausrückestärken

14. Tabelle: Ausrückequalität

15. Tabelle: Verfügbarkeit FF

16. Tabelle: Fahrzeugbestand

17. Tabelle: Gerätebestand

18. Tabelle: Kommunikationstechnik/Messgeräte

19. Tabelle: Feuerwehrhäuser

20. Tabelle: Feuerwehrhäuser

21. Tabelle: Risikokategorie B

22. Tabelle: Risikokategorie T

23. Tabelle: Risikokategorie W

24. Tabelle: Risikokategorie NBC

25. Richtwerte

26. Kennzahlen
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